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Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Lindenberg 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1019 — mit der Maßgabe, 
daß 

1. § 9 folgende Fassung erhält: 


„§ 9 

Verbriefung von Entschädigungsansprüchen 

(1) Die Aussteller der im anliegenden Verzeichnis ge- 
nannten Arten von Auslandsbonds haben unverzüglich nach 
Beginn der Leistungspflicht den Entschädigungsberechtigten 
über die ihnen zustehenden Leistungen Schuldverschreibun- 
gen auf den Inhaber zu erteilen. Dies gilt nicht für Leistun- 
gen, die nach § 5 Abs. 2 zu Beginn der Leistungspflicht fällig 
werden. Bei den im anliegenden Verzeichnis unter Nummer 
1 bis 12 genannten Arten von Auslandsbonds gilt Satz 1 
ferner nicht für Leistungen, die den Entschädigungsberech- 
tigten nach § 4 Abs. 2, 3 für Ansprüche aus vor dem 15. März 
1945 fällig gewordenen Zinsscheinen zustehen. Soweit der 
Aussteller zur Erteilung von Schuldverschreibungen ver- 
pflichtet ist, entfällt seine Verpflichtung zu Geldleistungen 
nach § 3. 

(2) Die Schuldverschreibungen nach Absatz 1 müssen 
zum Handel an den deutschen Börsen geeignet sein. Ihre 
Ausgabe bedarf keiner Genehmigung nach § 795 des Bür- 
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gerlichen Gesetzbuchs, ihr Erwerb unterliegt nicht der Wert- 
papiersteuer. Die Vorlegungsfrist (§ 801 Abs. 1 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs) kann auf zehn Jahre abgekürzt werden. 

(3) Die Schuldverschreibungen nach Absatz 1 sind in sinn- 
gemäßer Anwendung der Bedingungen, die für die Um- 
tauschstücke gelten, durch Rückkauf oder Auslosung zu 
tilgen; die Aufgaben der Treuhänder und Zahlungsagenten 
bei dem Tilgungsdienst nimmt der Aussteller selbst wahr. 
Auslosungen sind im Bundesanzeiger bekanntzumachen." 


2. § 11 folgende Fassung erhält: 

.§ 11 

Inhalt des Entschädigungsanspruchs 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Entschädi- 
gungsansprüche aus Feststellungsbescheiden mit Ausnahme 
des § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 1 und der §§ 6, 8, 9 sind auf Ent- 
schädigungsansprüche für Tilgungsstücke sinngemäß anzu- 
wenden, wenn der Entschädigungsberechtigte dieser Rege- 
lung innerhalb von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes oder nach Abgabe des Regelungsangebotes zu- 
stimmt. Die Zustimmung muß dem Aussteller schriftlich er- 
klärt werden; sie kann nicht unter einer Bedingung oder 
Zeitbestimmung erfolgen. Die Leistungspflicht des Aus- 
stellers beginnt zwei Monate nach der Zustimmung des Ent- 
schädigungsberechtigten, frühestens jedoch zwei Monate 
nach Abgabe des Regelungsangebotes. 

(2) Stimmt der Entschädigungsberechtigte der Regelung 
nach Absatz 1 Satz 1 nicht zu, so kann er von dem Ausstel- 
ler die Geldleistungen verlangen, die ihm bei Anerkennung 
des Auslandsbonds, aus dem der Entschädigungsanspruch 
herrührt, ohne Annahme des Regelungsangebotes zustehen 
würden. Die Vorschriften dieses Gesetzes mit Ausnahme 
des § 17 Abs. 2 und 4 finden in diesem Falle auf den Ent- 
schädigungsanspruch keine Anwendung; § 54 Abs. 1, 2 
AuslWBG bleibt unberührt. Vor dem Zeitpunkt, in dem alle 
Verpflichtungen aus dem Schuldenabkommen und seinen 
Anlagen erledigt sind, darf der Aussteller Zahlungen auf 
den Entschädigungsanspruch nicht bewirken; § 12 Abs. 2 
und 4 des Ausführungsgesetzes zum Schuldenabkommen 
gilt sinngemäß. 

(3) Auf Dritte, die als Schuldner für Auslandsbonds un- 
mittelbar haften, finden die für den Aussteller geltenden 
Vorschriften des Absatzes 2 sinngemäß Anwendung." 

3. folgender § 11a eingefügt wird: 

.§ 11a 

Fälligkeit der Entschädigungsansprüche 

Hat sich der Aussteller in seinem Regelungsangebot zur 
Barablösung verpflichtet, so kann er innerhalb von zwei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes oder nach 
Abgabe des Regelungsangebotes die Endfälligkeit der Ent- 
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Schädigungsansprüche durch schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Entschädigungsberechtigten hinausschieben, so- 
weit dies nach dem Schuldenabkommen und seinen Anlagen 
für die Art von Auslandsbonds zulässig ist, zu der die Til- 
gungsstücke gehören; für Arten von Auslandsbonds, die 
unter die Anlage II des Schuldenabkommens fallen, darf 
eine spätere Endfälligkeit als der 31. Dezember 1967 nicht 
bestimmt werden. Macht der Aussteller von dieser Befugnis 
Gebrauch, so ist er zu den Geldleistungen verpflichtet, die 
sich aus dem Schuldenabkommen und seinen Anlagen für 
Verpflichtungen aus der Art von Auslandsbonds ergeben, 
zu der die Tilgungsstücke gehören." 

4. in § 17 Abs. 1 die Jahreszahl „1959" durch die Jahreszahl 
„1960" ersetzt wird, 

5. in § 19 Abs. 1 anstelle der Worte „des 31. Dezember 1959" 
die Worte „eines Monats nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes" gesetzt werden, 

6. § 21 entfällt, 

7. in dem Verzeichnis nach § 9 Abs. 1 die Nummer 11 ge- 
strichen wird, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 19. November 1959 


Der Wirtschaftsausschuß 


Schmücker 

Vorsitzender 


Dr. Lindenberg 

Berichterstatter 
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